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Kleine Anfrage mit Antwort  

Wortlaut der Kleinen Anfrage 

der Abgeordneten Daniela Behrens, Dr. Gabriele Andretta, Dr. Silke Lesemann, Matthias Möhle, 
Jutta Rübke, Wolfgang Wulf und Wolfgang Jüttner (SPD), eingegangen am 26.11.2010 

Ministerin Prof. Johanna Wanka setzt auf Kulturentwicklungspläne: Gibt es einen Kurs-
wechsel in der Kulturpolitik der Landesregierung? 

Die SPD-Fraktion im Niedersächsischen Landtag fordert seit Langem die Erstellung von Kulturent-
wicklungsplänen zur Gestaltung einer nachhaltigen, den einzelnen Kultursparten sowie einzelnen 
Regionen Niedersachsens angemessenen Kulturpolitik. Auch die Enquetekommission „Kultur in 
Deutschland“ empfiehlt den Ländern und Kommunen, eine langfristige Kulturentwicklungsplanung 
zu initiieren. Bisher hat die Landesregierung eine solche Kulturentwicklungsplanung abgelehnt. 

Nun scheint sich ein Kurswechsel anzudeuten. In der Hildesheimer Allgemeinen Zeitung vom 
28. Oktober 2010 beschreibt Ministerin Prof. Johanna Wanka unter der Überschrift „Kultur eint Eu-
ropa mehr als Währung“ angeblich neue Akzente der niedersächsischen Kulturpolitik. So ist dort zu 
lesen: „Brandenburg gehört wie Niedersachsen zu den Flächenländern mit kulturellen Leuchttür-
men. Da gebe es sowohl Welterbe (ein Qualitätssiegel), Theater und Museen, aber auch Dörfer, 
die ein vernünftiges Kulturangebot brauchten. ‚Dafür können nicht nur die Kommunen zuständig 
sein, auch dort muss das Land Prioritäten setzen’.“ 

Die Zeitung berichtet ebenfalls über Kürzungen im Kulturbereich: „…Trotzdem seien Kürzungen im 
Kulturbereich nicht auszunehmen. Man müsse über Durststrecken mit Strukturveränderungen - vor 
allem im Theaterbereich - reagieren, nicht mit Abbau.“ Und weiter: „In diesem Zusammenhang plä-
diert Wanka für Kulturentwicklungspläne, ‚da bin ich gerne Mathematikerin’. Auf diese Weise könne 
man Vorsorge treiben.“ 

Kritisch äußerte sich die Ministerin wohl auch zur europäischen Kulturpolitik. Hier schreibt die Hil-
desheimer Allgemeine Zeitung: „Wenig zufrieden ist Wanka bisher mit der europäischen Kulturpoli-
tik. … Hier seien Milliarden zu verteilen. ‚Bisher war die Zusammenarbeit nicht sehr erfolgreich’.“ 

Vor diesem Hintergrund fragen wir: 

1. Angesichts der prekären Finanzlage, in der sich die meisten Landkreise, Städte und Gemein-
den in Niedersachsen befinden, drohen der kommunalen Kulturförderung erhebliche Kürzun-
gen. Wie will die Landesregierung den Kommunen bei der Sicherung und Finanzierung von 
Kulturangeboten helfen? 

2. Auch im ländlichen Bereich ist ein reichhaltiges Kulturangebot unverzichtbar. Welche Grund-
versorgung an Kulturangeboten hält die Landesregierung für angemessen? 

3. Die Landesregierung hält offensichtlich einen Konsolidierungskurs im Kulturbereich für unver-
zichtbar und wünscht sich Strukturveränderungen. Welche Vorschläge liegen hierzu auf dem 
Tisch, bzw. welche Planungen werden verfolgt? 

4. Kulturentwicklungspläne sind jüngst von der Landesregierung als wichtiges Instrument für die 
künftige Gestaltung der Kulturförderung gewertet worden. Wird zurzeit an einem Kulturent-
wicklungsplan für Niedersachsen gearbeitet? Wenn ja, welche Bereiche und welche Ebenen 
umfassen die Planungen, und wann wird der Landtag einbezogen? Wenn nein, warum nicht? 

5. Kritik übt die Landesregierung an der Zusammenarbeit in der europäischen Kulturpolitik. Wel-
che Vorschläge für eine verbesserte Abstimmung bzw. für eine wirkliche europäische Kultur-
förderung sind dazu vorgelegt worden, und was ist aus diesen Vorschlägen in der Realität 
geworden? 

(An die Staatskanzlei übersandt am 30.11.2010 - II/721 - 833) 
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Antwort der Landesregierung 

Niedersächsisches Ministerium Hannover, den 14.01.2011 
 für Wissenschaft und Kultur 
 - M - 01 420-5/833 - 

Solange die SPD in Niedersachsen die Regierungsverantwortung getragen hat, hat sie die Erstel-
lung von Kulturentwicklungsplänen nicht umgesetzt. Auch ein „Kulturdiskurs Niedersachsen, Erwar-
tungen an eine Kulturpolitik in einem Flächenland“ 1992 in Loccum mit nahezu allen Kulturträgern 
in Niedersachsen hat die damalige Ministerin, Frau Schuchardt, nicht dazu bewegen können, einen 
Kulturentwicklungsplan zu erarbeiten. Bis zum Jahr 2003 wurde das Thema Landeskulturentwick-
lungsplan von der SPD weder aufgriffen noch weiterverfolgt. 

Dies vorausgeschickt, werden die Fragen namens der Landesregierung wie folgt beantwortet: 

Zu 1:  

Das Land ist vermehrt dazu übergegangen, mit den Kultureinrichtungen und Kommunen (z. B. 
kommunale Theater, Sprengel Museum, Staatstheater Oldenburg, Braunschweig und Hannover) 
Zielvereinbarungen bzw. Verträge abzuschließen. In diesen Vereinbarungen sind die kommunalen 
Beteiligungen festgeschrieben. Sie stehen bei Kürzungen im Kommunalhaushalt nicht zur Disposi-
tion. 

Zu 2:  

Der Begriff „Grundversorgung“ ist zumindest strittig. Grundsätzlich gilt es, räumliche Defizite abzu-
bauen, Chancengleichheit und Gleichwertigkeit der Lebensbedingungen zu verbessern. Die Lan-
desregierung hat durch die Regionalisierung der Kulturförderung entscheidende Weichen dafür ge-
stellt. Die Antwort der Landesregierung auf die Große Anfrage der Fraktion DIE LINKE 
(Drs. 16/1966) belegt die gezielten Projektförderungen in den Bereichen Musik, Kunstvereine, So-
ziokultur. Auch in der EFRE-Förderung (Modernisierung der kulturellen Infrastruktur) sind die ländli-
chen Räume berücksichtigt. 

Zu 3:  

Der Landeshaushalt 2011 sieht keine Kürzungen im Kulturbereich vor. Im Gegenteil: Es erfolgt eine 
Erhöhung um 1 Mio. Euro. Erneut zeigt sich die Bedeutung der durch Zielvereinbarungen gewähr-
ten Planungssicherheit. Die aktuelle Situation in anderen Bundesländern zeigt, dass dies keines-
wegs selbstverständlich ist. Die Landesregierung steht in konstruktiven Verhandlungen mit den 
Trägern der Kommunaltheater zu einer neuen Zielvereinbarung ab 2012. Es ist weder eine Kürzung 
der Kommunaltheaterzuschüsse noch eine Schließung eines Theaters oder einer Sparte geplant. 
Der Ausbau des musikalischen Angebots für Kinder und Jugendliche steht im Fokus der Förderpoli-
tik. Das niedersächsische Musikalisierungsprogramm „Wir machen die Musik!“ hat sich schon im 
Schuljahr 2009/2010 erfreulich entwickelt. Im zweiten Jahr steht eine Summe von 1,5 Mio. Euro für 
Kooperationen der Musikschulen mit Kindergärten, Kindertagesstätten und Schulen zur Verfügung. 
Das Förderprogramm ist bis 2016 angelegt. Langfristiges Ziel ist es, jedem Kind unabhängig von 
seiner sozialen und ethnischen Herkunft früher und intensiver als bislang einen Zugang zu musika-
lischen Bildungsangeboten zu ermöglichen. 

Strukturveränderungen als Reaktion auf beispielsweise die Folgen des demographischen Wandels 
sind angebracht und notwendig. Um einer strukturell geringeren Nachfrage bei den Kunstschulen 
entgegenzusteuern, haben MWK und der Landesverband der Kunstschulen ein Modellprojekt 
„Kunstschule 2020“ konzipiert. Im Mittelpunkt des Projektes steht die Verknüpfung von Qualifizie-
rung, Professionalisierung und begleitendem Veränderungsmanagement. 

Zu 4:  

Kulturpolitik kann und soll keine Kultur schaffen. Es ist vielmehr ihre Aufgabe, die Rahmenbedin-
gungen so zu gestalten, dass Entstehen und Entwicklung einer lebendigen, auf die Potenziale der 
Region zugeschnittenen Kulturlandschaft ermöglicht werden. Mit einer Kulturentwicklungsplanung 
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wird eine aktive und strategische Kulturpolitik vorbereitet und umgesetzt. Kulturentwicklung hilft, die 
kulturpolitischen Ziele des Landes zu schärfen, abzustimmen und zu koordinieren. Deshalb ist zent-
rales Motiv ein möglichst breiter und ergebnisoffener Diskurs mit allen am kulturpolitischen Entwick-
lungsprozess Beteiligten, wie auch im Schlussbericht der Enquetekommission „Kultur in Deutsch-
land“ empfohlen. Die Organisation dieses Vorhabens wird 2011 geplant, vorbereitet und entwickelt. 
In 2012 steht die gemeinsame Erörterung von Perspektiven, Prioritäten und Verfahren an. 

Zu 5:  

2007 wurde von der Europäischen Kommission erstmals eine Strategie einer engeren politischen 
Zusammenarbeit im europäischen Kulturbereich entworfen. Zentrale Handlungsfelder sind die För-
derung der kulturellen Vielfalt und des interkulturellen Dialogs, Kultur als Katalysator für Kreativität 
sowie die Förderung der Kultur als wesentlicher Bestandteil der internationalen Beziehungen. Die 
Landesregierung setzt auf eine notwendige Intensivierung des europäischen kulturpolitischen Dia-
logs, um aus einer Kulturpolitik in Europa eine europäische Kulturpolitik zu entwickeln. Dazu zählt 
eine stärkere Einbindung des Kultursektors in den EU-Förderprogrammen - auch in Richtung Euro-
pa 2020. Die Antragsverfahren sind nach wie vor zu kompliziert und im Verhältnis der möglichen 
Förderung zu aufwendig. Kleinere Kultureinrichtungen und Kulturschaffende lassen sich deshalb 
aus nachvollziehbaren Gründen häufig abschrecken. 

 

Prof. Dr. Johanna Wanka 
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